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Kabinettsbeschlüsse vom 11.12.2001 und 5.3.2002 geben
strategische Richtung vor

1.  Ausgangslage 

4-Punkte-Plan des Landes Schleswig-Holstein

Ist 4-Punkte-Plan zielführende Vorgehensweise
zur Neupositionierung der LB Kiel vor dem Hintergrund

 der Interessen des Landes?

Gutachtenauftrag

Verkauf von bis zu
5% der LB Kiel an

strategischen
Investor

Separation IB
von LB Kiel

Fusion LB Kiel
mit HLB

Umwandlung
fusionierte

Landesbank
von

Anstalt öffentlichen
Rechts in AG
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Interessen des Landes Schleswig-Holstein im Überblick
1.  Ausgangslage 

Sicherung des
Banken-

standortes
Kiel

Sicherung
Kreditver-

sorgung der
mittelstän-

dischen
Wirtschaft

Sicherung
Wettbewerbs-
fähigkeit der

LB Kiel

Erhalt des
Verbundes
zwischen

Sparkassen
und LB Kiel

Rechts-
sicherheit für

LB Kiel

Sicherung
Einnahmen
aus LB Kiel-
Beteiligung

Realisierung
von möglichen
Einnahmen bei

Umstruktu-
rierung

Erhalt der
wirtschaftl.

und organisat.
Selbständig-
keit der IB

Sicherung des
Förder-

geschäfts und
des Förder-
vermögens

Sicherung
Primat der

Politik
gegenüber IB
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Neupositionierung der LB Kiel wird beihilferechtlichen und
betriebswirtschaftlichen Aspekten Rechnung tragen

2.  Anforderungen an die künftige Struktur und Positionierung der LB Kiel 

Veränderte Rahmenbedingungen

n Klare Trennung Förder- und
Wettbewerbsgeschäft

n Potenzielle Verschlechterung des
Ratings; Verteuerung der Refinan-
zierung

n Notwendigkeit einer risikoadäquaten
Kapitalausstattung

n Konzentration auf strategische und
profitable Kerngeschäftsfelder

n Erreichen kritischer Größen, z.B. im
Wege strategischer Partnerschaften

n Stärkung der Kapitalmarktfähigkeit

Konsequenzen für LB Kiel

n Strategische und organisatorische
Anpassung an Änderungen des
Geschäftsumfeldes sowie hoher
Wettbewerbsdruck

n Wegfall von Anstaltslast und
Gewährträgerhaftung

n Umsetzung der Verständigung II
zu Förderinstituten

n Beihilfeentscheidung zur Haft-
kapitalvergütung

Beihilferechtliche Aspekte

Betriebswirtschaftliche Aspekte
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Veräußerung Anteil von bis zu 5% an strategischen Investor
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Sparkassen- und Giroverband Schleswig-Holstein (SGV S-H)
als idealer Käufer

3.  Veräußerung Anteil von bis zu 5% an strategischen Investor 

Voraussetzungen SGV S-H als idealer Käufer

Änderung Sparkassengesetz

Zustimmung der Gewährträger und Verzicht
auf Ausübung Vorkaufsrechte

Angemessener Erlös für bis zu 5%
(100 Mio. € und Besserungsschein)

Sparkassen- und Giroverband
Schleswig-Holstein

n Mehrheit an LB Kiel verbleibt im Land;
bei anderen Investoren ginge Mehrheit
zur Durchsetzung der Interessen des
Landes Schleswig-Holstein verloren

n Bei Fusion des SGV S-H mit dem
niedersächsischen Sparkassen- und
Giroverband möglich, dass Anteile in
getrennten Rechts- und damit
Vermögenskreisen gehalten werden
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Die IB ist ein organisatorisch und wirtschaftlich getrennter,
aber rechtlich unselbständiger Zentralbereich der LB Kiel

4.  Separierung Investitionsbank (IB)

n Ausrichtung der IB als
rechtlich selbständiges
Förderinstitut (Verstän-
digung II)

n Primat der Politik ggü. IB

n Erhalt Anstaltslast und
Gewährträgerhaftung für
Investitionsbank

n Volle Fortführung klassisches
Fördergeschäft im heutigen
Umfang

n Erfolgversprechende
Positionierung der LB Kiel
als Wettbewerbsbank

Zukünftige StrukturStatus Quo

IBLB-alt
(AöR)

25,05% 25,05%

Land SGV S-H West LB LBBW

39,90% 10,00%

n Zweckvermögen bei IB

n LB Kiel nutzt einen Teil der Zweckrück-
lagen der IB als Haftkapital gegen
Vergütung

Anforderungen an das Modell
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Beim Separationsmodell wird die IB als selbständige
Förderbank herausgelöst

4.  Separierung Investitionsbank (IB)

Separationsmodell

LB-neu
(AöR)

Land SGV S-H West LB LBBW

20,05% 30,05% 39,90% 10,00%

IB
(AöR)

Land

100,00%

n Geschäftsbank wird als reine Wettbewerbs-
bank geführt

n IB als selbständige Förderbank betreibt
Fördergeschäft

Rechtssicherheit
Stärkung Wettbewerbs-
fähigkeit
Erleichterung Fusion
mit HLB

Vorteile für Landesbank

Vorteile für Land/IB
Rechtssicherheit (u.a.
Erhalt Anstaltslast und
Gewährträgerhaftung)
Sicherung des Förder-
geschäftes
Sicherung Primat der
Politik ggü. IB

Beurteilung

Ý

Ý
Ý

Ý

Ý

Ý
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Detaillierte Prüfung identifiziert das Separationsmodell als
optimale Lösung für Schleswig-Holstein

4.  Separierung Investitionsbank (IB)

Anstaltslast &
Gewährträger-
haftung für IB

Primat der
Politik
ggü. IB

Stärkung
LB Kiel

Gesamt-
beurteilung

Volle
Fortführung

Förder-
geschäft

Separations-
modell

jaü jaü jaüjaü

Holding-
Modell

nein neinnein jaü

Mutter-
Tochter-
Modell

nein neinjaünein

Treuhand-
Lösung

ohne
Nutzen

jaüjaü nein
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Separierte IB muss grundsätzlich neu gestaltet werden
4.  Separierung Investitionsbank (IB)

n Ausgestaltung als Anstalt öffentlichen
Rechts

n Überprüfung aller Geschäftsbereiche auf
Vereinbarkeit mit Verständigung II (ggf.
Herauslösung Zweckvermögen
Landesliegenschaften)

n Erhalt von Anstaltslast und Gewähr-
trägerhaftung

n Aufbau der für den Erhalt der Vollbank-
lizenz notwendigen Organisations-
strukturen

n Bezug von Dienstleistungen zu
Marktpreisen

n Aufbau eigener Refinanzierung

Konsequenzen für AusgestaltungAnforderungen an IB

n Erhalten einer Vollbanklizenz

n Konzentration weiterer Förder-
aktivitäten des Landes in IB

n Erhalt der Steuerbefreiung

n Umsetzung der Verständigung II,
d.h. Aufstellung als reines Förder-
institut

n Erhalt der Wettbewerbsneutralität

Beihilferechtliche Aspekte

Betriebswirtschaftliche Aspekte
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Bei der möglichen Herauslösung des Zweckvermögen
Landesliegenschaften sind verschiedene Optionen zu prüfen

4.  Separierung Investitionsbank (IB)

n Verfügungsgewalt des Landes

n Portfoliomanagement

n steuerliche Auswirkungen

n Abstimmungsprozesse zwischen
Beteiligten; Synergien und Dissynergien

Kriterien zur Prüfung

n Verbleib bei LB Kiel

n Übertragung auf GMSH

n Übertragung auf separate Anstalt
öffentlichen Rechts

n Übertragung auf separate Anstalt
öffentlichen Rechts als Tochter der IB

n Übertragung in Treuhandvermögen des
Landes

Optionen für ZV LaLi
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Herauslösung Zweckrücklagen „stoppt Zinsuhr“, aber Risiko
erheblicher Nachzahlungsforderungen für Vergangenheit bleibt

4.  Separierung Investitionsbank (IB)

Adäquate Verzinsung
Nutzung Haftkapital?

n Beihilferechtliche Prüfungen
laufen

n Signifikante Nachzahlungen
könnten auf LB Kiel
zukommen

Risiko
der Unterkapitalisierung

der LB Kiel

Erhöhung aufsichtsrechtliche
Eigenkapital-Quote

n Partielle Einbringung möglicher
Zinsforderungen des Landes als
Stammkapital

n Realisierung von Veräußerungs-
gewinnen und Ausgliederung
von Risikoaktiva (z.B. Verkauf
LBS)
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Fusion LB Kiel und HLB verbessert nachhaltige Wettbe-
werbsfähigkeit der fusionierten Landesbank

5.  Fusion

n Vollfusion Voraussetzung für

– einheitliche Leitung
– einheitlichen

Marktauftritt
– Ausschöpfung sämtlicher

Synergiepotenziale

n Nutzung Größenvorteile

n Wettbewerbsfähigkeit als
Voraussetzung für Sicherung
Standort und Arbeitsplätze

n Höhere Attraktivität für
strategische Partner

n Verbesserte Kapitalmarkt-
fähigkeit

Landesbanken nach Bilanzsumme (2001)

Bayern LB2 328 Mrd. €

LBBW3 302 Mrd. €

Nord LB4 201 Mrd. €

Fusionierte Landesbank**6 185 Mrd. €

Helaba7 138 Mrd. €

LB Mainz8 78 Mrd. €

West LB1 429 Mrd. €

Sachsen LB9 52 Mrd. €

Bankgesellschaft Berlin*5 191 Mrd. €

Bremer LB10 35 Mrd. €

* Per 9/01; ** vorläufige Pro-Forma-Rechnung;
Quelle: Unternehmensangaben
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Ähnliche Geschäftsausrichtung sowie optimale regionale
Ergänzung vereinfacht Integration

5.  Fusion

Gemeinsame Kerngeschäftsfelder

Firmenkunden Immobilien

Schiffs-
finanzierung

Leasing/
Spezialfinanz.

Investment
Banking

Privatkunden

Erprobte Kooperationen

Transaction
Banking

e-Commerce/
e-Banking

USA Asien

Internationale Präsenz

Hamburgische Landesbank:
Hamburg, Berlin, Schwerin
Guernsey, Hanoi, Hongkong, London, (New York),
Shanghai, Singapur, Warschau

Landesbank Kiel:
Kiel, Berlin, Dresden, Hamburg, Lübeck
Helsinki, Kopenhagen, London, Luxemburg, (New
York), Oslo, Stockholm, Tallinn

Europa



Finanzausschuss des
Schleswig-Holsteinischen
Landtages

Seite 18 ·  25.4.2002

Durchsetzung Landesinteressen bei Fusionsverhandlungen
5.  Fusion

Doppelsitz in
Kiel und Hamburg

Berücksichtigung
Mittelstands-

finanzierung in SH im
Soll-Bank-Konzept

Erhalt Verbund
zwischen Sparkassen

und Landesbank

Verteilung
Unternehmensbereiche

Kiel/Hamburg
(Arbeitsplätze)

Verteilung des
Steueraufkommens

Gremienbesetzung/
Management

Eckpunkte

Mehrheit der Anteile
nach Fusion zunächst
in öffentlicher Hand

Keine
betriebsbedingten

Entlassungen
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Umwandlung in AG
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Konsequenzen und Beurteilung Umwandlung in AG
6.  Umwandlung in AG

Beurteilung

n Unerlässliche Voraussetzung für Börsengang
n Anstaltslast und Gewährträgerhaftung können für Übergangsfrist

erhalten bleiben (Abstimmung mit EU-Kommission suchen)
n Stärkung der Kapitalmarktfähigkeit
n Erleichterung der späteren Beteiligung strategischer Partner
n Positives Signal für Arbeits-, Absatz- und Kapitalmarkt
n Steuerneutral durchführbar

Konsequenzen

n Andienungsrecht West LB/LBBW bzgl. Anteile                     
è vorherige Verständigung der Gewährträger nötig

n Öffentliches Pfandbriefgeschäft (ÖPG) kann nicht mehr betrieben
werden

n Arbeitsrechtliche Fragen müssen beachtet werden
n Spielbank-Beteiligung darf nicht mehr gehalten werden
è Evtl. Überführung in  eine Holding zusammen mit Lotto-

gesellschaft
n LBS muss voraussichtlich in separate Gesellschaft ausgegliedert

werden
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Der 4-Punkte-Plan sollte zügig umgesetzt werden
7.  Zeitplan

Geplanter Zeitrahmen (jeweils späteste Zeitpunkte)

31.8.2003
(rückwirkend auf 1.1.2003)
n Ausgliederung IB
n Fusion

1.1.20051.1.2002 1.1.2003 1.1.2004 1.1.2006

31.12.2002
n Veräußerung

5%-Anteil

18.7.2005
(spätestens)
n Umwandlung

AG

Ende EU-
Übergangsfrist

18.7.2005

Ab Fusion:
Umwandlung in AG sinnvoll
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Zusammenfassung
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2 n Stärkung Wettbewerbsfähigkeit der LB Kiel und damit Stärkung des
Bankstandorts Kiel

1 n Erfüllung der EU-Erfordernisse

3 n Sicherstellung der Förderaktivitäten des Landes

4 n Sicherstellen einer nachhaltigen Wertsteigerung der Beteiligung an der
LB Kiel sowie Erreichen von Haushaltsentlastungen

Der 4-Punkte-Plan der Landesregierung entspricht den
Interessen des Landes Schleswig-Holstein

8.  Zusammenfassung
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Die vorliegende Präsentationsunterlage gibt Einschätzungen und Analysen wieder, die Sal. Oppenheim und Latham & Watkins
Schön Nolte (L&WSN) am 25. April 2002 in Kiel vor dem Finanzausschuss des Schleswig-Holsteinischen Landtages präsentiert
haben. Die Ausführungen sind ausschließlich als Präsentationsgrundlage konzipiert und ohne die mündlichen Erläuterungen
unvollständig. Sie sollten daher nur im Zusammenhang mit den ergänzenden mündlichen Ausführungen gesehen werden.
Diese Präsentation beruht auf Unterlagen und Informationen, die Sal. Oppenheim und L&WSN von Dritten zugänglich gemacht
wurden und deren Richtigkeit und Vollständigkeit unterstellt wurde. Obwohl alle Angaben sorgfältig erstellt wurden, ist nicht
auszuschließen, dass sie unvollständig sind oder Fehler enthalten. Sal. Oppenheim, dessen Teilhaber, leitende Angestellte oder
Mitarbeiter, und L&WSN haften nicht für die Richtigkeit und Vollständigkeit der Informationen. Insbesondere haften sie nicht für
die in den Informationen enthaltenen Aussagen, Planungen oder sonstigen Angaben hinsichtlich der Markt- und
Wettbewerbsposition der dargestellten Unternehmen, wirtschaftliche Verhältnisse, Markt- und Wettbewerbssituationen,
regulatorisches Umfeld usw.. Etwaige Unrichtigkeiten oder Unvollständigkeiten der Angaben und Informationen begründen weder
für unmittelbare noch für mittelbare Schäden einen Haftungsanspruch.


